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Die Bilanz der Santer-Kommission fiel nach Ablauf ihres ersten Amtsjahres
gemischt aus: einzelne Mitglieder der Kommission, wie Emma Bonino (Fischerei
und humanitäre Hilfe), Franz Fischler (Agrarpolitik), Erkki Liikanen (Haushalt),
Yves-Thibault de Silguy (Wirtschaft und Währung) und Monika Wulf-Mathies
(Regionalpolitik) wurden für ihre gute Arbeit gelobt; andere Kommissionsmitglie-
der, wie Ritt Bjerregaard (Umwelt) und Neil Kinnock (Verkehr) wurden wegen
ihrer Alleingänge gerügt, und wieder andere, wie Padraig Flynn (Soziales), Edith
Cresson (Wissenschaft und Forschung) und Hans van den Broek (Außenbeziehun-
gen, insbesondere Mittel- und Osteuropa) wurden dazu aufgefordert, aktiver zu
werden. Kommissionspräsident Jacques Santer wurde als „Basketballspieler"
beschrieben, der noch auf den richtigen Moment wartet, um zu schießen1.

Im Laufe des Jahres 1995 trat die Kommission 46 Mal zusammen. Sie leitete
dem Rat 600 Vorschläge von Rechtsakten sowie 275 Mitteilungen, Memoranden
und Berichte zu. Der Umfang der Rechtsetzungsaktivitäten der Kommission lag
damit geringfügig über dem des vorangegangenen Jahres2.

Das Kommissionskollegium

Der Zusammenhalt des Kollegiums unterlag im vergangenen Jahr unterschiedli-
chen Spannungen. Diese traten im Zusammenhang mit der Wiederaufnahme der
französischen Atomtests im Südpazifik zutage. Aus den Reihen des Europäischen
Parlaments war erklärt worden, daß gemäß Art. 34 Abs. 1 des Euratom-Vertrages
(EAGV) die von Frankreich geplante Testreihe „besonders gefährliche Versuche"
darstellten, die erst durchgeführt werden dürften, nachdem die Kommission eine
Stellungnahme abgegeben habe3. Parlamentspräsident Hänsch wies daraufhin, daß
- sollte die Kommission nichts unternehmen - das Europäische Parlament eine
Klage wegen Untätigkeit beim Europäischen Gerichtshof einreichen würde bzw.
über einen Mißtrauensantrag gegen die Kommission abstimmen könnte4. Die Kom-
mission geriet dadurch unter Handlungsdruck und befand sich in einem Dilemma:
zum einen stand ihre Rolle als „Hüterin der Verträge" auf dem Spiel, zum anderen
galt es, einen Konflikt mit Frankreich abzuwenden. Der Streit mit dem Parlament
über die zu ergreifenden Maßnahmen und die rechtliche Beurteilung der französi-
schen Atomtests entwickelte sich dabei immer mehr zu einer Kraftprobe innerhalb
der Kommission. Nach der Zündung des zweiten Tests Anfang Oktober zeigte sich
Umweltkommissarin Bjerregaard entschlossen, gegen Frankreich ein Vertragsver-
letzungsverfahren einzuleiten und die volle Anwendung von Art. 34 EAGV einzu-
fordern5. Einige Mitglieder der Kommission befürworteten diese Position, andere
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- darunter Kommissionspräsident Santer - traten für ein gemäßigteres Vorgehen
ein. Als der Juristische Dienst das Recht der Kommission in Zweifel zog, Zugang
zu militärischen Anlagen zu beanspruchen - dies stand im Gegensatz zu den von
Frau Bjerregaard im Namen der Kommission erhobenen Forderungen - war die
Uneinigkeit innerhalb der Kommission offensichtlich geworden. Im weiteren Ver-
lauf setzte sich die Santer-Linie durch und die Gerüchte verstärkten sich, daß ein
Einvernehmen zwischen der Kommission und der französischen Regierung stattge-
funden hatte6. Präsident Santer wies diese Vorwürfe als „absurd und inakzeptabel"
zurück und betonte, daß er „stets in voller Unabhängigkeit gehandelt [habe]"7. Auf
der Grundlage eines einstimmig angenommenen Berichts erklärte Santer am 24.
Oktober vor dem Europäischen Parlament, daß die französischen Atomversuche
im Sinne von Art. 34 EAGV nicht als besonders gefährlich anzusehen seien, da sie
die zulässige Strahlung nicht überschreiten würden. Beobachter urteilten, daß San-
ter damit seine Führungseigenschaften unter Beweis gestellt habe und seine Posi-
tion als Kommissionspräsident gestärkt worden sei8.

Eine weitere Belastung für den Zusammenhalt des Kollegiums stellten die
Alleingänge einzelner Mitglieder der Kommission dar: der Brite Kinnock hatte
sich kritisch zum Beginn der Währungsunion im Jahr 1999 und zur EU-Erweite-
rungsstrategie geäußert und der Dänin Bjerregaard war es beinahe gelungen, ihr
Tagebuch, das indiskrete Einzelheiten über das politische Leben in Brüssel ent-
hielt, zu veröffentlichen9. In beiden Fällen griff Kommissionspräsident Santer ein
und verwies die Profilierungssucht seiner Kollegen in die Schranken. Diese Vor-
gänge schadeten dennoch dem Image der Kommission und wurden zum Anlaß
genommen, die „Dysfunktion" innerhalb der Kommission zu beklagen10. Die
Affäre Bjerregaard führte schließlich dazu, daß die Kommission einen Verhaltens-
kodex für ihre Mitglieder verabschiedete. Der fehlende innere Zusammenhalt des
Kollegiums und der Dienste scheint dabei ein generelles Phänomen zu sein, das -
wie in einer internen Studie der Kommission festgestellt wurde1' - unmittelbar mit
dem Image- und Darstellungsproblem der Kommission zusammenhängt.

Personalentwicklung und Verwaltungsstruktur

Das Verwaltungspersonal der Kommission umfaßte 1995 15.001 Dauerplanstellen
(davon 1.763 für den Sprachendienst) und 835 Stellen auf Zeit. Der Personalbe-
stand hat damit gegenüber dem Vorjahr um etwa 1.000 Stellen zugenommen12. Die
Zunahme des Personalbestands der Kommission ist nur zu einem geringen Teil auf
die Erweiterung zurückzuführen. Werden alle Dienstgrade zusammengefaßt,
einschließlich des Sprachendienstes, waren Mitte Mai 1995 41 Beamte aus den
drei neuen Mitgliedstaaten in der Kommission beschäftigt; für das Jahr 1996 wird
angestrebt, 250 Stellen im Zusammenhang mit der Erweiterung vorzusehen13. Die
Kommission verfolgt dabei die Strategie, langgedienten Beamten und Bediensteten
auf Zeit das endgültige Ausscheiden aus dem Dienst vorzuschlagen, um die frei
werdenden Stellen durch Staatsangehörige aus den drei neuen Mitgliedstaaten
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besetzen zu können. Durch die zwei neuen Amtssprachen hat sich die Arbeitsbela-
stung des Übersetzungsdienstes gegenüber dem Vorjahr um 9% erhöht und der
Einsatz der Dolmetscher stieg um 3,6% an14.

Erstmals ist im Organisationsplan15 der Kommission die neu geschaffene Gene-
raldirektion (GD) I B verzeichnet, die Vizepräsident Marin untersteht, und die für
die Beziehungen mit dem südlichen Mittelmeerraum, dem Nahen und Mittleren
Osten, Lateinamerika, Süd- und Südostasien und für die Nord-Süd-Zusammenar-
beit zuständig ist. Sie besteht aus fünf Direktionen und verfügt damit über den
gleichen Umfang wie die GD I A. Bei letzterer fällt auf, daß sie nun über einen
„Zentralen Planungsdienst für die Außenbeziehungen" verfügt, der dem für die
GASP zuständigen stellvertretenden Generaldirektor untersteht. Neu ist auch die
Task Force „Vorbereitung der Regierungskonferenz 1996" und die „Task Force
Titel VI des Vertrags" (Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres), die
ursprünglich in der Direktion F des Generalsekretariats angesiedelt war. Die neue
Direktion F ist nun für die Koordinierung der Maßnahmen zur Betrugsbekämpfung
zuständig. Durch die Bildung der beiden neuen Task Forces konnten sowohl dem
Zuständigkeitsbereich des Spaniers Oreja als auch der Schwedin Gradin eigene
Verwaltungseinheiten zugeordnet werden. Innerhalb der GD IV (Wettbewerb) avan-
cierte die „Task Force Fusionskontrolle" zur Direktion B und die übrigen Direktio-
nen wurden nach Wirtschaftszweigen umgruppiert. Dadurch erhöhte sich zwar die
Zahl der Direktionen um zwei, jedoch wurde eine insgesamt klarere Struktur
geschaffen. In der GD XVI (Regionalpolitik) wurde recht willkürlich innerhalb der
Direktion B eine neue Einheit geschaffen, die für die Interventionen in den drei
neuen Mitgliedstaaten zuständig ist. Schließlich wurde der Dienst „Verbraucherpo-
litik" zur neuen GD XXIV. Dadurch wurde das Portefeuille der Kommissarin
Bonino mit einer zweiten Generaldirektion aufgewertet.

Wirtschafts- und Währungsunion

Bei der Vorstellung des Arbeitsprogramms der Kommission vor dem Europäischen
Parlament am 12.12.1995 nannte Präsident Santer vier vorrangige Bereiche:
Beschäftigung, Vorbereitung der Wirtschafts- und Währungsunion, Vertiefung des
Binnenmarktes und die Erweiterung der Union. In seiner Rede wies Santer auf die
Verbindung zwischen diesen Bereichen hin: „Ohne Wirtschafts- und Währungs-
union, ohne einheitliche Währung kann der Binnenmarkt nicht reibungslos funk-
tionieren ... ohne einen expandierenden integrierten großen Markt kann man kaum
hoffen, die Arbeitslosigkeit zu senken ... ohne eine nach innen gestärkte Union
[ist] die Erweiterung der Union [nicht vorstellbar] ... Alles ist miteinander ver-
knüpft, und deshalb besteht die Kommission darauf, daß diese großen Fragen mit
einem globalen Ansatz behandelt werden"16. Der für den Binnenmarkt zuständige
Kommissar Monti machte seinerseits in einer Rede deutlich, daß die Gemeinschaft
keine „legislative Dampfwalze"17 sei. Tatsächlich verfolgte die Kommission den
Grundsatz „Weniger handeln, um besser zu handeln"18 und legte zu Beginn des
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Jahres die von ihr geplanten legislativen Maßnahmen offen dar. Danach würden
1996 102 neue Initiativen (d.h. Legislativvorschläge, Grün- und Weißbücher, Akti-
onspläne etc.) eingeleitet, von denen nur 19 wirklich neue Gesetzesvorschläge
wären. Der Großteil der Arbeiten der Kommission würde die Fortsetzung bereits
eingeleiteter Maßnahmen umfassen, die sich auf 128 Aktionen beliefen19.

Erstmals hat die Kommission einen Jahresbericht über die Entwicklung der
Beschäftigung in der Union vorgelegt20 und Überlegungen für eine europäische
Beschäftigungsstrategie entwickelt. Die Kommission plädiert darin für eine glaub-
würdige Reduzierung der Haushaltsdefizite und fordert eine aktive Arbeitsmarkt-
politik21. Der Ausbau der transeuropäischen Netze spielt für die Kommission eine
besondere Rolle. Ferner will die Kommission durch die Aufwertung der Rolle von
kleinen und mittleren Unternehmen und durch die Verbesserung der beruflichen
Aus- und Fortbildung zu mehr Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti-
gung in der Union beitragen. Die Kommission wird in ihrem Bemühen um mehr
Beschäftigung zunehmend in einem Kompetenzbereich tätig, der ihr nach den Ver-
trägen nicht explizit zugesprochen ist. Gleichwohl hat sie auf dem Gipfel in Mad-
rid zusammen mit dem Rat einen gemeinsamen Bericht zur Durchführung eines
beschäftigungspolitischen Konzepts vorgelegt22. Nach Ansicht von Kommissarin
Wulf-Mathies geht es Brüssel dabei nicht „um ein gigantisches europäisches
Beschäftigungsprogramm, das mit Milliardensummen aus den öffentlichen Kassen
finanziert wird"; vielmehr liegt die Lösung des Problems in dem „Ineinandergrei-
fen vieler Einzelmaßnahmen"23.

Im Gegensatz zu früheren Jahren fiel die Kritik des Rechnungshofs an der Haus-
haltsführung der Kommission gemäßigter aus. Wenngleich sich viele der alten Vor-
würfe des Mißmanagements und des Betrugs wiederholten - vor allem in den
Bereichen TACIS und PHARE, der Markordnungen für landwirtschaftliche Pro-
dukte und der Zollerfassung von Gütern aus Drittstaaten - wurde die Kommission
für ihre „neue Kultur" im Finanzmanagement gelobt. Haushaltskommissar Liika-
nen hinterließ in der Debatte im Europäischen Parlament durch seine detaillierten
Antworten einen guten Eindruck und konnte die gegen die Kommission erhobenen
Vorwürfe weitgehend ausräumen. Es scheint, daß die Kommission von ihrem bis-
herigen „low-profile-Ansatz" gegenüber dem Europäischen Parlament und dem
Rechnungshof abgerückt ist und statt dessen ein offensiveres Vorgehen eingeschla-
gen hat24. In der Wettbewerbspolitik hat die Kommission im Berichtszeitraum ihre
Funktion als Hüterin der europäischen Wettbewerbsordnung bestätigt. Dennoch
wurden von deutscher Seite Stimmen laut, die die Schaffung eines „unabhängigen
europäischen Kartellamts" forderten, da „in Brüssel die Entscheidungsstrukturen
politische sind"25. Nach Ansicht von Wettbewerbskommissar Van Miert wäre dies
keine gute Lösung, da ein europäisches Kartellamt nicht die gleiche Unabhängig-
keit wie die Kommission haben würde. Es ist davon auszugehen, daß mit der Aus-
lagerung der Wettbewerbspolitik die Kommission einen zentralen Kompetenzbe-
reich verlieren würde und dies eine Schwächung ihrer Rolle als „Motor" der
europäischen Integration zur Folge hätte.

58 Jahrbuch der Europäischen Integration 1995/96



Die Europäische Kommission

Außenbeziehungen und Dritter Pfeiler

Die Kommission hat sich im Bereich der Außenbeziehungen der Union vor allem
als Geldgeber hervorgetan und durch die Entwicklung von Strategiepapieren über
die engere Zusammenarbeit mit anderen regionalen Zusammenschlüssen in der
Welt wichtige Vorarbeiten geleistet26. Der Friedensprozeß im Nahen Osten wurde
aus dem Gemeinschaftshaushalt mit insgesamt 1,08 Mrd. ECU nicht zurückzahl-
barer Zuschüsse unterstützt, im ehemaligen Jugoslawien wurden durch das Amt
für humanitäre Hilfe der Europäischen Gemeinschaft (ECHO) Hilfsmaßnahmen in
Höhe von 229,7 Mio. ECU finanziert. Nahezu zeitgleich mit der Paraphierung des
Friedensabkommens von Dayton hat die Kommission eine Strategie zur Koordi-
nierung der internationalen Hilfe für Jugoslawien vorgelegt27. Um die Partnerschaft
Europa-Mittelmeer auszubauen, richtete die Kommission nach dem Vorbild von
PHARE und TACIS das MEDA-Programm ein, das nach dem Vorschlag der Kom-
mission mit einem Finanzvolumen von insgesamt 3,89 Mrd. ECU (1995-1999)
ausgestattet sein soll. Durch die Teilnahme an verschiedenen internationalen Kon-
ferenzen unter der Ägide der Vereinten Nationen hat die Kommission ihre Rolle
als „Repräsentantin" der Union nach außen bekräftigt. Demgegenüber fällt die
Bilanz der Kommission im Rahmen der GASP zwiespältig aus. Die Kommission
legte gemäß Art J.8 Abs. 3 EUV drei formelle Entwürfe für gemeinsame Stand-
punkte vor, von denen der Rat 1995 keinen verabschiedete. Insgesamt hat der Rat
1995 zwölf gemeinsame Standpunkte und vier gemeinsame Aktionen beschlossen,
an deren Ausarbeitung die Kommission aktiv beteiligt war, ohne daß aber der
Umfang ihrer Beteiligung eindeutig zu identifizieren gewesen wäre28. Im Fall der
Unterstützung der Verwaltung der Stadt Mostar war die Kommission durch einen
Verbindungsbeamten vertreten und hatte bei der finanziellen Umsetzung dieser
gemeinsamen Aktion die Federführung. Die Zahl der bei den Europäischen
Gemeinschaften akkreditierten diplomatischen Missionen dritter Länder hat sich
1995 um eine auf 162 verringert. Die Zahl der diplomatischen Vertretungen der
Kommission in Drittstaaten hat sich im gleichen Zeitraum um fünf auf 126 erhöht.

In der Justiz- und Innenpolitik hat die Kommission aufgrund ihrer begrenzten
rechtlichen und personellen Handlungsmöglichkeiten keine zentrale Rolle gespielt.
Es ist symptomatisch, daß die schwache Rolle der Kommission mit den nur schlep-
penden Fortschritten in diesem Bereich einhergeht. Der Rat hat im Rahmen des
Titels VI des Vertrags im Jahr 1995 vier Konventionen verabschiedet, von denen
eine, hinsichtlich des Schutzes der finanziellen Interessen der Gemeinschaft bei
Betrug, auf einen Entwurf der Kommission gemäß Art. K.3 Abs. 2 EUV zurück-
geht29. Daneben gab es zwei gemeinsame Maßnahmen und einen gemeinsamen
Standpunkt des Rates, von denen keiner auf einer Initiative der Kommission
beruhte. Die Kommission ist aufgrund der Schwerfälligkeit der Verfahren und
Instrumente mit der Anwendung des Titel VI des Vertrags nicht zufrieden. Sie hat
in einer Mitteilung an den Rat deutlich gemacht, daß sie mittelfristig eine „Verge-
meinschaftung" der unter Art. K.l EUV genannten Bereiche anstrebt, mit Aus-
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nähme der polizeilichen Zusammenarbeit und der justitiellen Zusammenarbeit in
Strafsachen30.

Regierungskonferenz 1996

Im Rahmen der Arbeiten der Reflexionsgruppe zur Vorbereitung der Revisionskon-
ferenz 1996 war die Kommission durch Marcelino Oreja vertreten. Im Gegensatz
zu den meisten Mitgliedstaaten und dem Europäischen Parlament hatte die Kom-
mission ihre Vorstellungen zur Regierungskonferenz lange Zeit zurückgehalten.
Unklar war, inwieweit es sich dabei um „Profillosigkeit" oder ein „geschicktes
Taktieren" der Santer-Kommission handelte31. Am 28.2.1996 verabschiedete die
Kommission schließlich ihre Stellungnahme zur Regierungskonferenz 199632 und
erfüllte damit die Aufforderung der italienischen Präsidentschaft gemäß Art. N
Abs. 2 EUV. Nach Ansicht der Kommission birgt die Aufnahme neuer Mitglieder
die „Gefahr der Auflösung" der EU in sich. Aus diesem Grund muß die Erweite-
rung mit dem Bestand der Union in Einklang gebracht werden, indem „einige Ver-
fahren und Funktionsweisen mitunter sogar tiefgreifend [geändert werden]".
Dadurch soll „eine Stärkung der Union [erreicht werden], die sie auf der Grund-
lage eines politischen Konzepts für die Erweiterung vorbereitet"33. Die Stellung-
nahme läßt das Bemühen der Kommission erkennen, Prioritäten zu setzen: Erstens
soll die Rückkopplung zum Bürger verbessert werden, indem das europäische
Gesellschaftsmodell präzisiert wird, der freie Personenverkehr ausgebaut wird und
die Voraussetzungen für eine stärkere Identifizierung des Bürgers mit Europa erfüllt
werden. Zweitens soll die außenpolitische Identität der Union durch mehr Kohärenz
und Gemeinschaftsaktionen im Außenbereich gestärkt werden. Voraussetzung hier-
für ist die Schaffung einer „gemeinsamen Analysegruppe", bestehend aus Sachver-
ständigen der Mitgliedstaaten und der Kommission, und die Entwicklung eines
europäischen Pfeilers im Rahmen der NATO. Drittens müssen die Institutionen
und Verfahren an eine erweiterte Union angepaßt werden. In diesem Zusammen-
hang plädiert die Kommission dafür, Mehrheitsabstimmungen zur Regel zu machen
und für die weitere Entwicklung der Union den Grundsatz der Flexibilität stärker
zu berücksichtigen.

Hinsichtlich der Rolle und Funktion der Kommission selbst hat sich die Refle-
xionsgruppe im Rahmen ihrer Diskussionen um „eine stärkere Profilierung dieser
wichtigen Institution bemüht"34. Für die künftige Zusammensetzung der Kommis-
sion kommen nach den Überlegungen der Reflexionsgruppe zwei Optionen in
Betracht. Die erste Option beinhaltet die Beibehaltung des derzeitigen Systems,
nach dem die Mitwirkung von mindestens einem Kommissionsmitglied je Mit-
gliedsland gewährleistet ist. Diese Option wird vor allem von den kleinen Mit-
gliedstaaten befürwortet. Sie hat den Vorteil, daß alle Nationalitäten vertreten sind
und dadurch die Zugehörigkeit der Bürger gefördert wird. Der Nachteil dieser
Option wäre, daß es bei einer Union mit eventuell 30 Mitgliedstaaten mindestens
36 Kommissionsmitglieder geben würde. Dies könnte sich nachteilig auf die
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Kohärenz, die Effizienz und die Stellung der einzelnen Kommissare auswirken.
Die zweite Option plädiert dafür, eine angemessene Anzahl von Kommissionsmit-
gliedern festzulegen, deren Zahl dann geringer wäre als die Zahl der Mitgliedstaa-
ten. Der Vorteil dieser Lösung, die vor allem von den großen Mitgliedstaaten befür-
wortet wird, läge darin, daß die Öffentlichkeitswirkung und Kohärenz der Kom-
mission gesteigert würden. Dies würde die Unabhängigkeit des Kollegiums unter-
streichen und zu einer stärkeren Profilierung der Kommission als Institution beitra-
gen. Darüber hinaus wurden in der Reflexionsgruppe Überlegungen angestellt, das
künftige Kollegium „aus zwei Arten von Kommissionsmitgliedern" zusammenzu-
setzen35. Danach würde es Vollmitglieder und stellvertretende Mitglieder geben,
wobei letztere mit oder ohne Stimmrecht ausgestattet sein könnten.

Santer selbst will eine „politische Kommission" und ist davon überzeugt, „daß
die Kommission nach wie vor die treibende Kraft der europäischen Einigung ist"36.
Hinsichtlich der künftigen Zahl der Mitglieder der Kommission äußerte sich San-
ter ausweichend. Grundsätzlich erwartet der Kommissionspräsident von der Regie-
rungskonferenz 1996 „keine neuen Kompetenzen für die Kommission", jedoch
muß sichergestellt werden, daß die Union auch in Zukunft über ein „handlungs-
fähiges und strategisches Zentrum [verfügt], das als ausführendes Organ (...) den
Anforderungen an Leistungsfähigkeit, Verantwortungsbewußtsein und Einheit
gerecht [wird]"37.
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